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 Termine Mai 2012 

 Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung eines Kindes sind 
Sonderausgaben bei den Eltern 

 Der Abzug von Bewirtungskosten als Betriebsausgaben ist nur bei 
Angabe des konkreten Anlasses der Bewirtung möglich 

 Die mögliche Pauschalierung der Einkommensteuer bei 
Sachzuwendungen an Geschäftskunden ist auch bei Geschenken im 

Wert zwischen 10 € und 35 € vorzunehmen 

 Häusliches Arbeitszimmer als Mittelpunkt der gesamten betrieblichen 

oder beruflichen Tätigkeit 

 Steuerpflicht von Erstattungszinsen 
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 Termine Mai 2012 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 

Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei 

Zahlung durch 

  Überweisung
1 

Scheck2 

Lohnsteuer, 

Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschl

ag3 

10.5.2012 14.5.2012 7.5.2012 

Kapitalertragsteue

r, 

Solidaritätszuschl

ag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der 

darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit 

einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 

Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.5.2012 14.5.2012 7.5.2012 

Gewerbesteuer 15.5.2012 18.5.2012 11.5.2012 

Grundsteuer 15.5.2012 18.5.2012 11.5.2012 

Sozialversicherun

g6 

29.5.2012 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 

des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 

einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 
Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt 
werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei 

Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 

Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 

Fälligkeit (d. h. am 24.5.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung eines 
Kindes sind Sonderausgaben bei den Eltern 

Die von Eltern im Rahmen der Unterhaltspflicht getragenen eigenen 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung eines steuerlich zu 

berücksichtigenden Kindes gelten als eigene Beiträge der Eltern. 

Die Beiträge können insgesamt nur einmal steuerlich geltend gemacht 

werden. Beantragen also die Eltern den Abzug der Beiträge des Kindes in 
voller Höhe als Sonderausgaben, scheidet ein Sonderausgabenabzug 



 

 

Steuerliche Informationen im März 2012 EEllssee  &&  AAlleexxaannddeerr  NNoollll  • 

Steuerberater  

- 3 - 

 dieser Beiträge beim Kind aus. Der Abzug der Beiträge darf aber nach 
nachvollziehbaren Kriterien zwischen Eltern und Kind aufgeteilt werden. 

Unerheblich ist, ob die Eltern tatsächlich die Beiträge bezahlt haben. Es 
reicht, wenn die Unterhaltspflicht der Eltern durch Sachleistungen 

(Unterhalt, Verpflegung) erfüllt wurde. Die eigenen Einkünfte des Kindes 
kürzen nicht den Sonderausgabenabzug. 

(Quelle: Verfügung der Oberfinanzdirektion Magdeburg) 

Der Abzug von Bewirtungskosten als Betriebsausgaben 
ist nur bei Angabe des konkreten Anlasses der Bewirtung 

möglich 

Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlass 
dürfen den Gewinn nur in Höhe von 70 % der nach allgemeiner 

Verkehrsauffassung als angemessen anzusehenden Aufwendungen 
mindern. Zum Nachweis der Höhe und der betrieblichen Veranlassung der 

Aufwendungen sind schriftlich Ort, Tag, Teilnehmer und Anlass der 
Bewirtung sowie die Höhe der Aufwendungen anzugeben. Hat die 

Bewirtung in einer Gaststätte stattgefunden, genügen Angaben zu dem 
Anlass und den Teilnehmern der Bewirtung; die Rechnung über die 

Bewirtung ist beizufügen. 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg fordert Belege, auf denen der 

konkrete Anlass der Bewirtung genau bezeichnet ist. Es genügt nicht, 

lediglich die Namen und die Funktion der bewirteten Personen 
aufzuführen. 

Hinweis: Nicht ausreichend ist ferner ein Vermerk wie 
Geschäftsfreundebewirtung, Kundenbewirtung, Arbeitsessen oder 

ähnliches. Der Vermerk sollte stichwortartig den konkreten betrieblichen 
Anlass erkennen lassen. 

Die mögliche Pauschalierung der Einkommensteuer bei 
Sachzuwendungen an Geschäftskunden ist auch bei 

Geschenken im Wert zwischen 10 € und 35 € 
vorzunehmen 

Zur Pflege der geschäftlichen Beziehungen erhalten Geschäftspartner oder 
Kunden häufig Sachzuwendungen (Geschenke, Einladungen). 

Sachzuwendungen, die im Rahmen einer der Einkunftsarten des 

Einkommensteuergesetzes zufließen, sind beim Empfänger der Zuwendung 
grundsätzlich als steuerpflichtige Betriebseinnahmen zu erfassen. Die 

Versteuerung dieser Zuwendungen scheitert meist daran, dass der 
Empfänger keine Kenntnis über den Wert der Sachzuwendung hat. 

Das Einkommensteuergesetz ermöglicht deshalb unter bestimmten 
Voraussetzungen dem Zuwendenden die Übernahme der auf die 

Sachzuwendungen entfallenden Steuern. Die pauschal mit 30 % 
besteuerten Sachzuwendungen bleiben dann bei der Ermittlung der 

Einkünfte des Empfängers außer Ansatz. Das Wahlrecht zur Pauschalierung 
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 der Steuer bei Sachzuwendungen kann grundsätzlich nur einheitlich 
ausgeübt werden, d. h., alle Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde und 

Geschäftskunden innerhalb eines Wirtschaftsjahres sind pauschal zu 
besteuern. Die pauschal ermittelte Steuer ist als Lohnsteuer mit der 

Lohnsteueranmeldung des Zuwendenden anzumelden. Der Zuwendende 
muss den Empfänger der Zuwendung von der Steuerübernahme 

unterrichten. 

Das Finanzgericht Hamburg hat entschieden, dass Sachzuwendungen an 

Geschäftsfreunde auch dann pauschal zu besteuern sind, wenn der Wert 
der Zuwendung nur zwischen 10 € und 35 € beträgt, sofern der 

Zuwendende das Wahlrecht der Pauschalisierung in Anspruch nimmt. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Häusliches Arbeitszimmer als Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit 

Durch das Jahressteuergesetz 2010 sind die Voraussetzungen für die 
Abzugsfähigkeit eines Arbeitszimmers neu geregelt worden. Der 

Bundesfinanzhof hat in zwei Entscheidungen klar gestellt, dass der 
Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit sowohl eines Richters als auch eines 

Hochschullehrers nicht im häuslichen Arbeitszimmer liegt, weil beide 
Betroffenen vom Arbeitgeber gestellte Arbeitsplätze nutzen konnten. 

Prägend für die Tätigkeiten sind beim Richter das Gericht und beim 
Hochschullehrer die Vorlesungen. 

Steuerpflicht von Erstattungszinsen 

Bis einschließlich 1998 konnten die an das Finanzamt gezahlten 
Nachzahlungszinsen als Sonderausgaben abgezogen werden. Diese 

Möglichkeit ist mit Wirkung ab 1999 entfallen. Geblieben ist allerdings die 
Regelung, dass Erstattungszinsen zu versteuern sind. 2010 hatte der 

Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung dahin gehend geändert, dass 
Erstattungszinsen nicht zu versteuern sind, wenn die zu Grunde liegende 

Steuer nicht abziehbar ist. Da das Einkommensteuergesetz einen Abzug 
der Einkommensteuer bei der Einkünfteermittlung verbietet, unterliegen 

die Zinsen auf Einkommensteuererstattungen nicht der Einkommensteuer. 

Mit dem Jahressteuergesetz 2010 hatte der Gesetzgeber eine 

„klarstellende“ Regelung in das Gesetz aufgenommen, nach der sämtliche 
Zinsen auf Steuererstattungen auch rückwirkend der Einkommensteuer 

unterliegen. 

Wegen des Verstoßes gegen das Rückwirkungsverbot erhebt nun der 
Bundesfinanzhof verfassungsrechtliche Bedenken. Der Ausgang des 

Hauptsacheverfahrens bleibt abzuwarten. 

Hinweis: Gegen belastende Einkommensteuerbescheide sollte Einspruch 

eingelegt und Ruhen des Verfahrens beantragt werden. 


